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Düsseldorf, den 10. Oktober 2017 
 
Öffentliche Bekanntmachung nach § 10 Abs. 7 
und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der 9. BImSchV 
über die Erteilung einer Genehmigung nach § 16 
BImSchG für die von der Firma Nadermann & 
Martin GmbH betriebene Anlage am Standort 
Am alten Flugplatz 4-8 in 47059 Duisburg 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat der Firma  
Nadermann & Martin GmbH mit Datum vom 
07.08.2017 eine Genehmigung nach § 4 BImSchG 
mit folgendem verfügenden Teil und folgender 
Rechtsbehelfsbelehrung erteilt: 
 

Verfügender Teil: 
 
„Der Nadermann & Martin GmbH wird unbescha-
det der Rechte Dritter gemäß 
 
- § 4 in Verbindung mit § 6 Abs. 1 BImSchG 

in Verbindung mit 
 
- §§ 1, 2 Abs. 1 der 4. BImSchV , sowie 
 
- der Ziffern 8.11.2.1, 8.11.2.4, 8.12.1.1 und    
8.12.2 des Anhangs dieser Verordnung und in Ver-
bindung mit 
 
- § 2 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang I der   
Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) 
    
die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
einer Anlage zur Behandlung und zeitweiligen   
Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen 
Abfällen auf dem Grundstück Am alten Flugplatz 4-8 
in 47059 Duisburg, Gemarkung Duisburg, Flur 8, 
Flurstück 208  
 
erteilt.“ 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
„Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Klage erheben. Die Klage 
ist schriftlich beim Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster, einzureichen. 
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Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jeder 
Beteiligte - außer in Prozesskostenhilfeverfahren - 
durch eine prozessbevollmächtigte Person vertreten 
lassen. Als Prozessbevollmächtigte sind nur die in   
§ 67 Abs. 4 VwGO  bezeichneten und ihnen kraft 
Gesetzes gleichgestellten Personen zugelassen.  
 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von 
Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
  
Abweichend hiervon können Sie gegen die         
Gebührenfestsetzung (wenn nur diese angefochten 
werden soll) innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung Klage vor dem Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, erheben. Die   
Klage ist schriftlich einzureichen oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten des Gerichtes zu        
erklären. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach 
Maßgabe der ERVVO VG/FG  vom 7. November 
2012 (GV. NRW. S. 548) in der derzeit gültigen 
Fassung eingereicht werden. Das elektronische   
Dokument muss mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur nach dem eIDAS-
Durchführungsgesetz  18.07.2017 (BGBl. I S. 2745) 
in der jeweils geltenden Fassung versehen sein und 
an die elektronische Poststelle des Gerichts über-
mittelt werden. 
 
Hinweise: 
 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 
besondere technische Rahmenbedingungen zu   
beachten. Die besonderen technischen Voraus-
setzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt.  
 
Die Klageerhebung gegen diesen Bescheid bzw. eine 
Klageerhebung gegen die Gebührenfestsetzung hat 
keine Auswirkung auf die Fälligkeit der Gebühr und 
entbindet daher nicht von einer fristgerechten     
Zahlung der Gebühr (§ 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO).“ 
 
Die Genehmigung ist mit Nebenbestimmungen 
verbunden. 
 
Der Bescheid und seine Begründung liegen bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf (Zimmer 6030), Am 
Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf, in der Zeit vom 
20.10.2017 bis einschließlich 02.11.2017 während 
der Dienststunden (montags bis donnerstags von 
09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 
16.00 Uhr sowie freitags von 09.00 Uhr bis 14.00 
Uhr) zur Einsichtnahme aus. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid 
auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen 
erhoben haben, gemäß § 10 Abs. 8 Satz 5 BImSchG 
als zugestellt. 
 

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum 
Ablauf der Klagefrist von den Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, schriftlich bei der     
Bezirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 
Düsseldorf, angefordert werden. 
 
Im Auftrag 
gez. Hesse 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf  2017 S.369 
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47929 Grefrath 

 
Bezirksregierung 
53.01-100-53.0003/17/4.1.8 
 

Düsseldorf, den 11. Oktober 2017 
 

Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die          
Feststellung der UVP-Pflicht für ein                

Vorhaben der Firma                                           
Polytex  Sportbeläge Produktions-GmbH, 

Vinkrather Straße 43, 47929 Grefrath 
 
Antrag der Firma Polytex Sportbeläge            
Produktions-Gmbh, Vinkrather Straße 43, 47929 
Grefrath auf Erteilung einer Genehmigung nach 
§ 16   Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 
Die Firma Polytex Sportbeläge Produktions-
GmbH hat mit Datum vom 20.01.2017 einen Antrag 
auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16   
BImSchG für die wesentliche Änderung der Anlage 
zur     Lagerung von MDI und TDI sowie weiterer 
Stoffe gestellt. 
 
Gegenstände des Änderungsantrags sind dabei im 
Wesentlichen: 
 

01. Die Erhöhung der Lagermenge von MDI 
um ca. 28 t auf ca. 113 t (Wiedernutzung 
Tank B16), 

 
02. die Wiedernutzung eines Polyol-Tanks 

(Tank B3, 25m³), 
 
03. die Eignungsfeststellung für das Tanklager 

und 
 
04. die Verlegung neuer Rohrleitungen von der 

TKW-Station zum Tanklager. 
 
Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 9.3.3  der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Satz 2 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 



 371 

wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung 
unter Berücksichtigung der in Anlage 2 Nummer 2 
zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach  
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Im vorliegenden Fall hat die standortbezogene   
Vorprüfung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch das bean-
tragte Vorhaben nicht zu erwarten sind. 
 
Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass 
für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht besteht. 
 
Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
gez. Lowis 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf  2017 S.370 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 40474 Düsseldorf zu richten. 

Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich 
  

Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10.00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten, werden zum Jahresende per Rechnung ausgewiesen. 
 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Bezug durch die Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft unter Tel: 0211-475-2232 

Email: amtsblatt@brd.nrw.de 
 

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 
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